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Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt Aachen, keinen Hartefallfonds zur Vermeidung von

Energiesperren einzurichten.

In Vertretung

(Grehling)
Stadtdirektorin
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Erlauterungen:

Die Fraktion DIE LINKEN beantragt die Einrichtung eines Hartefallfonds nach dem Vorbild des
enercity Hartefonds in Hannover. Aus diesem Fonds sollen im Einzelfall Energieschulden und
Sperrkosten Ubernommen werden, sofern andere Mdglichkeiten eine Energiesperre zu verhindern

bzw. aufzuheben nicht bestehen.

Fir Personen die Transferleistungen erhalten (SGB I, SGB Xl AsylbLG ) gibt es bereits seit vielen
Jahren eine Vereinbarung zwischen dem Fachbereich Wohnen, Soziales und Integration, dem
JobCenter und der STAWAG. Durch diese Vereinbarung kénnen Energiesperren von

Transferleistungsempfangern verhindert bzw. schnell wieder aufgehoben werden.

Fir Personen die keine Transferleistungen erhalten bietet der § 36 Abs. 1 SGB XII die Méglichkeit
Energieschulden zu ibernehmen und somit eine Strom bzw. Gassperrung zu verhindern bzw.
aufzuheben. Entsprechende Antrage kdnnen beim Fachbereich Wohnen, Soziales und Integration
gestellt werden. Durch FB 56 wird im Einzelfall die persénliche und finanzielle Situation des
Antragstellers geprift. Die Prifung des Antrags und die Beratung des Antragstellers erfolgt durch eine
Diplom-Sozialarbeiterin. Die Ubernahme der Riickstande und der Sperrkosten kann in Form einer

Beihilfe oder in Form eines Darlehens erfolgen.

Weitere MalRnahmen zur Unterstiitzung einkommensschwacher Haushalte werden in einer
Stellungnahme der STAWAG dargestellt, welche als Anlage beigefiigt ist. Die dort aufgefiihrte
Beratungsstelle der Verbraucherzentrale steht im regelmaRigen Kontakt mit dem FB 56 und dem
JobCenter. Auch nimmt der Fachbereich Wohnen, Soziales und Integration regelmaRig am
~,Gemeinsamen runden Tisch Energieschulden — Energiesperren in der Stadteregion Aachen® teil.
Hier findet ein Austausch mit der Arbeitsgemeinschaft der Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen
in der Stadteregion Aachen und der Verbraucherzentrale NRW Projekt ,NRW bekampft Energiearmut”

in Aachen statt.
Da sowohl fiir Transferleistungsempfanger als auch fiir andere einkommensschwache

Energieschuldner ausreichend Hilfs- und Beratungsmaoglichkeiten in Aachen vorgehalten werden,

besteht keine Notwendigkeit fir die Einrichtung eines Hartefallfonds.

Anlagen:
Anlage 1: Ratsantrag der Fraktion DIE LINKE vom 06.09.2016
Anlage 2: Stellungnahme der STAWAG vom 12.09.2016
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DIE LINKE.

Fraktion im Rat der Stadt Aachen

Fraktion DiE LINKE. « Verﬁaltungsgebéhde Katschhof,: 52058 Aachen

: "Eingang beI EB 01
Herrn : 86. Sep. 2016

Oberblrgermeister Marcel Philipp

Rathaus/Markt — Fax 432-8008

52058 Aachen Mr. ANY [4)_ //«

Aachen, 6. September 2016
Ratsantrag: Einrichtung eines Hirtefallfonds zur Vermeidung von Energiesperren

Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister,

der Rat mdge beschlieBen:

1. Im stddtischen Haushalt wird 2017 ein Hartetallfonds zur Vermeidung von
Energiesperren eingerichtet, der mit 40.000 € ausgestatiet wird. Aus die-
sem Fonds kénnen nach Einzelfallprifung durch das Sozialamt {und/oder
Jobcenter) und entsprechendem Antrag Energieschulden beglichen und
Wiederanschiusskosten nach Sperrung erstattet werden, sofern ande-
re Mdglichkeiten der Verhinderung von Energiesperren bzw. der Beglei-
chung von Energieschulden bei Privathaushalten nicht bestehen.

2. Zum 1.1.2018 soll entsprechend Hannoveraner Vorbild sin Verein zur Ver-
waltung eines Hértefallfonds gegrindet werden, dessen Trager STAWAG
und Stadt Aachen sind. Uber ihn werden dann nach analoger Priifung und
auf Antrag von Sozialamt, Jobcenter bzw. Betroffenen die Ubernahmen
bzw. Erstattungen vorgenommen. Der Fonds soll zukiinftig dber jShriich
100.000 € verfigen, die halftig von beiden Tragern eingebracht werden.
Entsprechende stadlische Mittel (50.000 €) sind im Haushalt ab 2018
bereitzusteilen. '

3. Sollte mit der STAWAG keine Einigung (ber eine Beteiligung bzw. Grin-
dung des Vereins bis Ende 2017 erreicht warden, wird der Hartefallfonds
vorldufig mit halitigem Umfang (50.000 €) vom Sozialamt verwaltet.

- Fortsetzung umseitig -
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Begriindung

Die Einrichtung eines Hirtefalifonds kann bewirken, dass ein Teil der Energiesperrungen
in Aachen zukiinftig verhindert wird. Neben den gesetziichen bzw. regelhaften Moglichkei-
ten Energieschulden abzubauen, kann &uf diese Weise im Einzelfall eine .Notentlastung"
betroffener Haushalte gewéhrt werden, bei denen anders eine Unterbrechung der Strom-
oder sonstigen Energieversorgung nicht verhindert werden kann.

Soweit bekannt, werden in Hannover iiber den Hartefallfonds etwa 20-25% der Sperrun-
gen vermieden. Die auch finanzielle Beteiligung der STAWAG am Fonds erscheint vor
dem Hintergrund der &ffentlichen Verpflichtung des Unternehmens sowie des Aufwands
ven Sperrungen bzw. Beitreibens von Ausstéinden, angemessen.

Mit freundlichen GrliBen

P e f“’zf";
i ' i
< e'd i ,?l
A (. s S
w

</ B A
R

Leo Deumens 2 Ellen Begolii
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¢ STAWAG

12. September 2016

Antrag Fraktion ,,Die Linke*:
Hirtefallfonds gegen Zahlersperrung

Stellungnahme

In einem Antrag vom 6. September 2016 fordert die Fraktion ,Die Linke® die Einrichtung eines
Hartefallfonds, der bei drohenden Zahlersperren Harteflle priift und gegebenenfalls offen stehen-
de Zahlungen Gbernimmt, um eine Sperre abzuwenden. :

Bei der Bewertung des Antrags sind folgende Punkte zu berlcksichtigen:
Mahn- und Inkassoverfahren

‘Von der Falligkeit einer Zahlung bis zur Sperrung eines Strom- oder Gaszéhlers finden viele Ein-
zelschritte statt, die den Kunden Zeit zum Handeln lassen und ihm die Dringlichkeit verdeutlichen:

Rechnung geht raus
1. Mahnung geht raus
2. Mahnung geht raus (hier bereits AnkUindigung einer Zéhlersperrung, allerdings
noch ohne konkreten Termin)

o Inkassoversuch mit Hinweis, dass ab jetzt sieben Tage Zeit bis zur Sperrung blei-
.ben (sofern Kunde angetroffen wird, weisen Mitarbeiter der STAWAG im persdnki-
chen Gesprach auf unterstitzende MaRnahmen wie z.B. Hilfe Gber die
Schuldnerberatung bei der Verbraucherzentrale und beim Jobcenter sowie Méglich-
keit von Ratenzahlungen hin)

o 8. Tag nach Inkassoversuch: Sperrung

Somit vergehen angefangen von der Falligkeit einer Rechnung bis hin zu einer Sperrung eines
Zahlers knapp zwei Monate: In diesem langen Zeitraum koénnen etliche MalRnahmen greifen, die

eine Zahlersperrung verhindern.

Grundsatzlich sperrt die STAWAG keine Zahler, wenn die fallige Summe unter 100 Euro liegt. So
ist die VerhaltnismaRigkeit gewahnt.

Bei dem gesamten Inkasso- und ‘Sperrprozess betrachten die Mitarbeiter der STAWAG stets auch
soziale Gesichtspunkte.
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O STAWAG

Inkassoginge riickldufig, Sperrungen auf niedrigem Niveau stabil

Die Zahlen der Inkassogénge, also den letzten, vielfach personlichen Kontakten vor einer Sper-
rung, gehen seit einiger Zeit zurlick: Wahrend im Jahr 2014 noch 8.300 Inkassoversuche jahrlich
zu verzeichnen waren, waren es in 2015 nur noch 7.500. Fir das Jahr 2016 setzt sich dieser
erfreuliche Trend fort.

In der Wahrnehmung der Inkasso-Mitarbeiter haben die Menschen die Nachteile einer Zahlersper-
rung sehr présent und nutzen weitgehend die Moglichkeiten von Ratenzahlungen, Unterstiitzung
durch Jobcenter sowie Unterstiitzung durch Schuldnerberatung bei der Verbraucherzentrale.
Insbesondere nach dem personlichen Inkassogang setzen sich die meisten Betroffenen innerhalb
von ein bis zwei Tagen mit den Behérden in Verbindung und kénnen so die Sperrung abwenden.

Es bleibt allerdings ein seit Jahren relativ konstanter Teil an Sperrungen von rund 2.100 Z&hlern im
Jahr, was 0,9 % der Z&hler in Aachen entspricht.

Dabei ist folgendes zu beriicksichtigen:

o in 120 Fallen sind kieinere und gréRere Gewerbekunden unter den gesperrten Zah-
lern (also keine Haushalte),

o in dber 400 Féllen sind es leider dieselben Kunden, deren Zahler zwei- oder mehr-
mals jahrlich gesperrt werden,

o inrund 100 Fallen jahrlich werden zwei oder mehr Zahler (z.B. Strom und Gas) in
einem einzigen Haushalt selbst gesperrt, wodurch sich die Zahl der betroffenen
Haushalte nochmals reduziert. '

Somit kommen auf insgesamt 2.100 gesperrte Zahler jahrlich nur 1.480 Privat-Haushalte.
Nachhaltige Hilfe durch Schuldnerberatung

Die STAWAG unterstutzt éinkommensschwache Haushalte mittelbar oder unmitteibar durch fol-
gende Malnahmen:

o Angebot von niedrigschwelligen Ratenzahlungen
Vereinbarung mit dem Jobcenter (Jobcenter Gbernimmt direkt Energierechnung;
rund 3.000 Kunden in diesem System)

o Stromsparcheck der Caritas mit finanzieller Unterstiitzung der STAWAG: Energie-
beratung fir einkommensschwache Haushalte (Kostenersparnis durchschnittlich je
Haushalt von 100 Euro jahrlich)
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¢ STAWAG

o Speziell auf Energieschulden spezialisierte Schuldnerberatung durch Verbraucher-
zentrale, die die STAWAG seit 2012 finanziell und beratend unterstitzt: Bei im
Durchschnitt 93 Prozent der Kunden, bei denen eine Sperrung angedroht war,
konnte die Beratung die angekiindigte Sperre verhindern. Kunden, deren Zahler
schon gesperrt war und die sich im Anschluss durch die Verbraucherzentrale bera-
ten lieen, konnten zu 67 Prozent eine Zahlersperrung kurzfristig wieder aufheben
lassen.

Dabei ist auch die langfristige Wirkung dieses Instruments zu beachten: Die meisten
Haushalte, die von Sperren bedroht sind, haben grundsétzlich finanzielle Probleme
und Zahlungsrickstande, nicht nur bei ihrem Energieversorger. Die Ankiindigung
der Sperrung bringt die betroffenen Haushalte dazu, sich an die Schuldnerberatung
zu wenden. Diese fuhrt eine umfassende Finanzberatung durch, so dass die Haus-
halte umfassend einen anderen Umgang mit ihren Finanzen erlernen — auch bezo-
gen auf die Gesamtfinanzsituation. Insofern bieten wir mit dem Modell die
Untersttzung zur Verbesserung einer gesamtschuldnerischen Lage.

o Wie gut diese verschiedenen Ansétze ineinander greifen, zeigen auch folgende
Zahlen: Uber 26 Prozent der Kunden, die von der Verbraucherzentrale beraten
worden sind, hatten eine Empfehlung von der STAWAG erhalten. 18 Prozent sind
durch die Caritas (Stromsparcheck) und neun Prozent sind durch das Jobcenter auf
das Angebot aufmerksam gemacht worden.

Insbesondere die Schuldnerberatung hat einen sehr konkret nachweisbaren und nachhaltigen
Nutzen fir die betroffenen Haushalte. Aus diesem Grund empfiehlt die STAWAG, vor allem dieses
Instrument weiter zu nutzen, auszubauen und verstarkt in die Kommunikation mit jenen Haushal-
ten aufzunehmen, anstatt ein weiteres Instrument zu schaffen.

8 von 8 in Zusammenstellung



	Vorlage
	Anlage  1 Anlage 1 - Ratsantrag Fraktion DIE LINKE vom 06.09.2016 - Einrichtung ienes Härtfallfonds...
	Anlage  2 Anlage 2 - Stellungnahme der STAWAG vom 12.09.2016

